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Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Personalvertretungsgesetz geändert 
wird 
 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) dankt für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum gegen-

ständlichen Entwurf einer Novelle des PVG.  

 

Die Änderung der Personalvertretungs-Aufsichtskommission ist bedingt durch die Verwal-

tungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012. Der künftigen Personalvertretungsaufsichtsbehörde 

werden keine weisungsfreien und unabhängigen Richter mehr angehören. Aus Sicht der 

BAK ist es unumgänglich, dass im Rechtsmittelverfahren gegen Entscheidungen der Perso-

nalvertretungsaufsichtsbehörde die Qualität des Rechtsschutzes nicht verringert wird. 

 

Der vorliegende Novellierungsentwurf trägt der notwendigen hohen Qualität des Rechts-

schutzes nach Einschätzung der BAK Rechnung. Die nunmehrigen Organisationsregelun-

gen betreffend das Bundesverwaltungsgericht sehen für die angesprochenen Rechtsmittel-

verfahren die Beteiligung fachkundiger LaienrichterInnen vor, wobei der Gewerkschaft das 

Recht auf Vorschlag eines Senatsmitglieds zukommt (§ 41d PVG). 

 

Aus diesem Grund erhebt die BAK gegen den vorliegenden Entwurf keinen Einwand. 
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